Kreis⸗Blatt 


für den Kreis Marienburg Weſtpr. 


Erſcheint Mittwoch und Sonnabend Abend. 


Nr. 18. 


Marienburg, den 5 März 


1904. 


Landrätliche Bekanntmachungen. 


N Marienburg, den 1. März 1904. 
Am Donnerstag, den 24. März d. Is., vormittags 

10 Uhr, findet ein Kreistag mit folgender Tagesordnung ftatt: 

1. Feſtſtellung des Kreishaushaltsetats für das Rechnungs⸗ 
jahr 1904. f 
2. Erſtattung des Berichts über die Verwaltung und den 
Stand der Kreis⸗Kommunal⸗Angelegenheiten. 
3. Prüfung, Feſtſtellung und Entlaſtung der Kreis⸗Kommunal⸗ 
kaſſen⸗Rechnung für 1902. 
4. Desgleichen der Kreis⸗Krankenkaſſen⸗Rechnung für 1902. 
5. Desgleichen der Rechnung der Sektion Marienburg der 
Weſtpreußiſchen landwirtſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaft 
für 1902. 
Desgleichen der Kreisſparkaſſen⸗Rechnung für 1902. 
Bau einer Pflaſterſtraße von Stalle nach der Stuhmer 
Kreisgrenze. 
8. Namhaftmachung der zu Amtsvorſtehern befähigten Per⸗ 
ſonen für die Amtsperiode 1904/1910. 
9. Feſtſtellung der Bedingungen über die Anſtellung der 
Bezirks hebammen im Kreiſe. 

10. Wahl von Vertrauensmännern für die Amtsgerichtsbezirke 
Marienburg und Tiegenhof in Gemäßheit des § 40 des 
Gerichtsverfaſſungs⸗Geſetzes vom 27. Januar 1877. 

11. Ergänzungs⸗ und Erſatzwahlen für Kreiskommiſſionen. 
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Nr. 2. I. Laudespolizeiliche Anordnung, 
betreffend die Geflügel⸗Cholera und die Hühnerpeft. 


t Nachdem durch die Bekanntmachungen des Herrn Reichs⸗ 
22 lers vom 16. und 17. Mai 1903 (Keichsgeſcgblatt S. 
23 und 224) die Anzeigepflicht für die mit Gepflügelcholera 
it Hühnerpeſt bezeichneten Geflügelſeuchen eingeführt worden 
„ ordne ich zugleich im Hinblick auf die zur Zeit beſtehende 
fahr der Verbreitung deeſer Seuchen und auf Grund der 88 
int 18 bis 29 des Reichsgeſetzes, betreffend die Abwehr und 
nd Unterdrückung der Viehfeuchen vom 23. Juni 1880 im 
hei 1894 (R.⸗G.⸗B. S. 153/409 / des 8 1 des preußiſchen 
usführungsgeſetzes zu dieſem Geſetze vom 12. März 1881 
N .S. S. 128) des § 56 b Abf. 3 der Gewerbeordnung in 
5 Faſſung des Geſetzes vom 6. Auguſt 1896 (R. G. Bl. S. 
85 ſowie des § 1 der Bundesratsinſtrucktion vom 30. Mai) 
7. Juni 1895 (R. G. Bl. S. 395) mit Genehmigung des Herrn 
mniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten bis auf 
weiteres folgendes an. 
0 § 1. Bricht in einem Geflügelbeſtande die Geflügel⸗Cholera 
er die Hühnerpeſt aus oder zeigen ſich bei Geflügel Erſcheinungen, 
e den Ausbruch einer dieſer Seuchen befürchten laſſen, ſo 
at der Beſitzer oder deſſen Vertreter (vergl. 8 9 Abſ. 1 und 
8 des Reichs viehſeuchengeſetzes) ſofort davon der amtlichen Feſt⸗ 
ss, der Seuche das geſamte Geflügel des Beſtandes) Gänfe, 
uten, Tauben, Hühner aller Art einſchl. Truthühner Pfauen, 
Safanen, von öffentlichen Wegen und Waſſerläufen, ſowie von 
rten, die für fremdes Geflügel zugänglich find, fern zu halten. 


Auch hat er verwendetes oder getötetes Geflügel des Be⸗ 
ſtandes durch Anwendnung hoher Hitzegrade (Kochen bis zum 
Zerfall der Weichteile, trockene Deſtilation Verbrennen oder 
nach Beſtreuen mit friſchgelöſchtem (Aetz⸗) Kalk, durch Vergraben 
in Gruben, die von einer mindeſtens ½ m ſtarken Erdſchicht be⸗ 
deckt ſein müſſen unſchädlich zu beſeitigen. Jedoch ſind einige 
Kadaver zur Feſtſtellung der Todesurſache in einem verſchloſſenen 
Behälter aufzubewahren, ſofern die Seuche in der betr. Ort⸗ 
ſchaft noch nicht feſtgeſtellt iſt (vergl. § 4). 

Die Anzeigepflicht liegt auch den in § 9 Abſ. 3 des 
Reichs viehſeuchengeſetzes bezeichneten Perſonen ob. 

§ 2. Die Ortspolizeibehörde hat, ſobald fie durch die 
Anzeige ($ 1) oder auf anderem Wege von dem Ausbruche 
der Geflügel⸗Cholera oder der Hühnerpeſt oder von dem Ver⸗ 
dachte des Ausbruch einer dieſer Seuchen Kenntnis erhalten 
hat, ſofort den beamteten Tierarzt zur Feſtſtellung der Seuche 
zuzuziehen (vergl. jedoch § 4). 

In eiligen Fällen kann der beamtete Tierarzt ſchon vor 
polizeilichem Einſchreiten die ſofortige vorläufige Einſperrung 
und Abſonderung des erkrankten und verdächtigen Geflügels 
anordnen. Die getroffenen vorläufigen Anordnungen ſind dem 
Beſitzer der Tiere oder deſſen Vertreter entweder zu Protokoll 
oder durch ſchriftliche Verfügung zu eröffnen, auch iſt der 
Ortspoltzeibehörde davon Anzeige zu machen. 

§ 3. Die gutachtliche Erklärung des beamteten Tier⸗ 
arztes über den Ausbruch der Seuche iſt tunlichſt auf das 
Ergebnis einer unter Anwendung der üblichen bakteriologiſchen 
Methoden vorgenommenen Unterſuchung zu gründen. 

Auf die gutachtliche Erklärung des beamteten Tlerarztes, 
daß der Ausbruch der Seuche feſtgeſtellt ſei, hat die Ortspolizei⸗ 
behörde die in den nachſtehenden Paragraphen vorgeſchriebenen 
Schutzmaßregeln anzuordnen und für die Dauer der Gefahr 
wirkſam durchzuführen. 

8 4. Sit der Ausbruch der Geflügelcholera oder der 
Hühnerpeſt in einem Orte feſtgeſtellt, fo kann die Ortspolizei⸗ 
behörde, falls die Seuche auf andere Beſtände des Orts über⸗ 
greift, ohne Zuziehung des beamteten Tierarztes die polizei⸗ 
lichen Schutzmaßregeln anordnen. 

In ſolchen Fällen iſt jedoch dem beamteten Tierarzt unter 
Angabe der Art und der Stückzahl des von der Seuche be⸗ 
fallenen Geflügelbeſtandes ſowie der erkrankten Tiere von der 
Ortspolizeibehörde kurze Mitteilung zu machen. 

§ 5. Der Ausbruch der Geflügelcholera oder der Hühner⸗ 
peſt in einer bis dahin ſeuchenfreien Ortſchaft iſt ſofort auf 
ortsübliche Weiſe und durch Bekanntmachung in dem für amt⸗ 
licheß Veröffentlichungen beſtimmten Blatte (Kreis⸗, Amtsblatte) 
zur öffentlichen Kenntnis zu bringen. i 

§ 6. In dem Seuchengehöft iſt das geſammte Geflügel 
(8 1) abzuſondern und zwar unter Trennung des kranken von 
dem übrigen Geflügel. 5 

Der Abſonderungsraum iſt derart einzurichten, daß er für 
fremdes Geflügel und in Freiheit lebende Vögel, insbeſondere 
Tauben und Sperlinge, unzugänglich iſt. 

Das abgeſonderte Geflügel iſt namentlich von öffentlichen 


Wegen und Waſſerläufen die das Seuchengehöft berühren, fern 

zu halten. 

§ 7. Das Seuchengehöft iſt am Haupteingang oder an 
einer ſonſtigen geeigneten Stelle in augenfälliger und haltbarer 
Weiſe mit der Inſchrift „Geflügel⸗Cholera oder Hühnerpeſt 
zu verſehen. 

8 8. Aus dem Seuchengehöfte dürfen bei Geflügel⸗Cholera 
lebendes oder geſchlachtetes Geflügel, ſowie Teile von ſolchen, 
bei Hühnerpeſt lebendes Geflügel und geſchlachtete Hühner aller 
Art einſchl. Truthühner, Pfauen, Faſanen, ſowie Teile von 
ſolchen nicht entfernt werden. Für geſchlachtetes Geflügel bei 
Hühnerpeſt auch für lebende Gänſe, Enten und Tauben, können 
Ausnahmen von dieſem Verbote von der Ortspolizeibehörde 
zugelaſſen werden, ſofern eine Weiterverbreitung der Seuche 
dadurch nicht zu befürchten iſt. 

Kot, Dünger oder ſonſtiger Abfall (Federn) ſowte Futter⸗ 
reſte von Geflügel, dürfen aus einem Seuchengehöfte nicht ent⸗ 
fernt werden, auch iſt der Beſitzer oder deſſen Vertreter anzu⸗ 
halten, Geflügelhändlern den Zutritt zu dem Gehöft nicht zu 
geſtatten. 

§ 9. Beſteht die Gefahr einer größeren Seuchenaus⸗ 
breitung nicht nur für die betroffene Ortſchaft, ſondern auch 
für ein weiteres Gebiet, ſo ſind neben den beſonderen auf die 
einzelnen Seuchengehöfte bezüglichen Maßnahmen der $ 5 bis 8 
noch folgende Maßregeln anzuordnen: 

1. Aufſtellung von Tafeln mit der Inſchrift „Geflügel⸗ 
Cholera“ oder „Hühnerpeſt“ an allen Eingängen des 
Seuchenortes. 

„Verbot der Ausführung von für die Seuche empfänglichem 
lebenden Geflügel aus dem Seuchenorte. 

Verbot des Durchtreibens von Geflügel durch den Seuchen⸗ 
ort. Lebendes Geflügel, das ſich im Beſitze von Geflügel⸗ 
händlern befindet, darf auch im Wagen durch den Seuchen⸗ 
ort nur durchgeführt werden, wenn jeglicher Aufenthalt 
im Orte vermieden wird. 

Verbot der Ausſtellung von Geflügel im Seuchenort. Bei 
größeren Ortſchaften kann die Anwendung aller oder 
einzelner Vorſchriften dieſes Paragraphen auf Ortsteile 
beſchränkt werden. 
§ 10. Treten unter Geflügel, das ſich auf dem Traus⸗ 

port befindet, Todesfälle ein, die ſich nicht mit Sicherheit auf 

andere Urſachen als Geflügelcholera oder Hühnerpeſt zurück⸗ 
führen laſſen, ſo hat derjenige, unter deſſen Obhut ſich die 

Tiere befinden, dafür zu ſorgen, daß die verendeten, ſowie auch 

die etwa getöteten Tiere, bis auf einige zum Zwecke der Feſt⸗ 

ſtellung der Seuche zu verwahrende Kadaver entweder unter⸗ 
wegs oder am nächſten Standorte in der in 8 1 Abſ. 2 be⸗ 
zeichneten Weiſe unſchädlich beſeitigt werden. Schon vor der 
amtlichen Seuchenermittelung iſt die Abgabe von Geflügel aus 
ſolchen Transporten verboten, und eine Berührung der Trans⸗ 
porte mit anderem Geflügel ſowie eine Verſtreuung von Kot, 

Dünger, ſonſtigem Abfall (Federn) und Futterreſten zu verhindern. 

Wird bei Geflügel, das ſich auf dem Transporte befindet, 
die Geflügel⸗Cholera oder die Hühnerpeſt feſtgeſtellt, ſo hat die 
Ortspoltzeibehörde die Weiterbeförderung zu verbieten und die 
Abſperrung des Transports anzuordnen. Die Räumlichkeiten, 
Fahrzeuge und ſonſtigen Behältniſſe, in denen das Geflügel 
untergebracht oder transporttert worden war, ſowie die mit 
ihnen in Berührung gekommenen Gerätſchaften ſind zu reinigen 
und zu desinfizteren. Im Falle die Tiere binnen 24 Stunden 
einen Standort erreichen können, wo fie durchſeuchen oder ab⸗ 
geſchlachtet werden ſollen, kann die Ortspoltzeibehörde die 
Weiterbeförderung unter der Bedingung geſtatten, daß die Tiere 
mit der Eiſenbahn, zu Wagen oder Schiff befördert werden 
und fremde Gehöfte nicht berühren. Vor Erteilung der Er⸗ 
laubnis zur Ueberführung in einen andern Poltzeibezirk iſt bei 
der Polizeibehörde des Beſtimmungsortes anzufragen, ob die 
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Aufnahme der Tiere möglich iſt. Wird die Erlaubnis zur 
Ueberführung in einen andern Polizeibezirk erteilt, ſo iſt die 
Ortspolizeibehörde des Beſtimmungsortes von der Sachlage in 
Kenntnis zu ſetzen. Ausnahmsweiſe kann von vorſtehender 
Beſtimmung auch Gebrauch gemacht werden, wenn der neue 
Standort nur in einer 24 Stunden überſteigenden Friſt er⸗ 
reicht werden kann. 
Im übrigen gelten auch für die Behandlung von Seuchen⸗ 
fällen unter Geflügeltransporten die allgemeinen Vorſchriften. 
$ 11. Die Räumlichkeiten, Fahrzeuge und ſonſtigen Be⸗ 
hältniſſe, in denen krankes oder verdächtiges Geflügel uuterge⸗ 
bracht war, ſind gründlich zu reinigen und zu desinfizieren. 
Der Kot, der Dünger, die Futterreſte und der zuſammengekehrte 
Schmutz ſind zu verbrennen. Fußböden, Türen, Wände, Setz⸗ 
ſtangen, Futter- und Tränkgeſchirre, ſowie ſonſtige Geräte 
find mit heißer Sodalauge (3 Raumteile Soda auf 100 Raum⸗ 
teile Waſſer) gründlich abzuwaſchen, ſchadhafte und gringwertige 
Holzgegenſtände ſind zu verbrennen. 
Von Erd⸗ und Sandböden ſind die oberſten Schichten 
auszuheben und unſchädlich zu beſeitigen. 
Kadaver und Schlachtabfälle find in der in $ 1 Abſ. 2 
bezeichneten Weiſe unſchädlich zu beſeitigen. 
Nach Trocknung und Lüftung der gereinigten Räumlich⸗ 
keilen find der Fußboden, die Wände und Türen mit Kalk⸗ 
milch (1 Raumteil friſch gelöſchten (Aetz) Kalkes auf 20 Raum- 
telle Waſſer) zu übertünchen. 
Wird die Desinfekton kleiner Schwimmbecken erforderlich, 
ſo empftehlt es ſich, dem Waſſer Chlorkalk, etwa 1 Raumteil 
auf 100 Raumteile Waſſer, zuzuſetzen und darin zu verteilen. 
Nach 12 Stunden iſt das Waſſer abzulaſſen und das Becken 
zu reinigen. 
Die ordnungs mäßige Ausführung der Desinfektion iſt 
durch die Ortspolizeibehörde und, ſofern Beſtände von Ge⸗ 
flügelhändlern in Betracht kommmen, durch den beamteten Tierarzt 
zu überwachen. Im letzteren Falle hat der beamtete Tierarzt 
der Ortspollzeibehörde eine Beſcheinigung über die ordnungs⸗ 
mäßige Ausführung der Desinfektion einzureichen. 
$ 12. Die Geflügel-Cholera und die Hühnerpeſt gelten 
als erloſchen und die Sperrmaßregeln ſind aufzuheben: 
wenn ſeit Ablauf des letzten Seuchenfalles 14 Tage ver⸗ 
floſſen ſind oder wenn der ganze Geflügelbeſtand, bei der 
Hühnerpeſt mit Ausnahme von Tauben, verendet, getötet 
oder geſchlachtet iſt, 

und wenn das Seuchengehöft vorſchriftsmäßig gereinigt und 
desinfiziert iſt. (§ 11.) ? 

Das Erlöſchen der Seuche ift in gleicher Weiſe wie ber 
Ausbruch (8 5) amtlich bekannt zu machen. 

$ 13. a) Das Treiben von Handelsgeflügel zu anderen 
als zu Weidezwecken iſt verboten. Die Beförderung desſelben darf 
nur mittelſt der Eiſenbahn oder in Wagen, Käfigen, Körben ıc., 
deren Einrichtung das Herabfallen von Kot und Streu ver⸗ 
hindert, erfolgen. 

p) Den Geflügelhändlern iſt verboten, Privatgrundſtücke, 
auf welchen Geflügel gesalten wird, ohne vorherige Genehmigung 
der Beſitzer mit ihrer Ware zu betreten. Auch haben ſie das 
Handelsgeflügel von geſchloſſenen Gewäſſern (Dorfteichen, 
ftagnterenden Gräben 2c.) fernzuhalten. 

c) die mit der Eiſenbahn eingeführten Handelsgänſe find 
bei der Ausladung durch den zuſtändigen Kreistierarzt oder 
deſſen Vertreter zu unterſuchen. Letzterer hat über den Geſund⸗ 
heitszuſtan dder Tiere eine Beſcheinigung auszuſtellen, welche von 
dem jeweiligen Beſitzer der Tiere und falls die Sendung in 
Teilen veräußert wird, von dem Händler bis zur letzten Ver⸗ 
äußerung und nach dieſer von dem letzten Erwerber 3 Monate 
lang aufzubewahren und den Polizeibehörden und Kreistier⸗ 
ärzten auf Verlangen jederzeit vorzuweiſen iſt. Die Ankunft 
der Gänſe iſt dem Kreistierarzt durch die Beſttzer (Händler, 


Unternehmer, Begleiter, Führer) rechtzeitig, d. i. wenigſtens 
24 Stunden vorher anzuzeigen. Die Ausladung der Gänſe 
darf nur in Gegenwart des Kreistierarztes oder ſeines Ver⸗ 
treters erfolgen, hierbei muß dem unterſuchenden Tierarzt jede 
von ihm geforderte Auskunft über Herkunft der Gänſe gegeben 
werden. Im Falle bei der Unterſuchung ſeuchenkranke oder 
verdächtige Gänſe ermittelt werden, ſo iſt von dem Kreistier⸗ 
arzt bezw. deſſen Verteter ſofort die Weiterbeförderung des 
betr. Transports zu verbieten und die Absperrung desſelben an⸗ 
zuordnen. Dem zuſtändigen Landrat ſowie der Ortspoltzeibe⸗ 
hörde iſt hiervon Anzeige zu machen. 

Die Koſten der Unterſuchung von Gänſen, welche von 
Händlern zwecks öffentlichen Verkaufs eingeführt werden, ſind 
von dem Beſitzer (Händler, Unternehmer, Begleiter, Führer) 
zu tragen, in allen anderen Fällen von der Staatskaſſe. 

d) Die Beaufſichtigung der Geflügelausſtellungen wird 
durch eine beſondere landespoltzeiliche Anordnung geregelt werden. 

§ 14. Die landespolizeiliche Anordnung vom 27. Sep⸗ 
tember 1901 (A.⸗Bl. S. 325) betreffend die Bekämpfung der 
Geflügelcholera wird hiermit aufgehoben. Die landespoltzeiliche 
Anordnung betr. Verhütung der Einſchleppung der Geflügel⸗ 
cholera aus Italien vom 2. Auguſt 1901 (A.⸗Bl. S. 283 ff.) 
bleibt auch weiterhin in Kraft mit der Maßgabe, daß ſich 
dieſelbe nicht nur gegen die Einſchleppung der Geflügelcholera, 
ſondern auch gegen die Hühnerpeſt richten ſoll. 

$ 15. Zuwiderhandlungen gegen dieſe landespolizeiliche 
Anordnung unterliegen den Strafvorſchriften in 8 328 des 
Strafgeſetzbuches ſowie in $ 65 Nr. 2 8 66 Abſ. 3 und 4, 
§ 67 des Reichs viehſeuchengeſetzes bezw. § 148 Abſ. 7 a der 
Gewerbeordnung in der Faſſung des Geſetzes vom 6. Auguſt 1896. 

§ 16. Die Aufhebung oder Abänderung dieſer Anordnung 
wird erfolgen, ſobald die eingangs gedachte Gefahr der Ver⸗ 
b der Geflügelcholera und der Hühnerpeſt nicht mehr 
eſteht. 

Danzig, den 26. Januar 1904. 

Der Regierungs⸗Präfident. 
gez. von Jarotzky. 


II. Landespolizeiliche Anordnung, 
betreffend die Ueberwachung von Geflügel⸗Ausſtellungen. 

Im Hinblick auf die zur Zeit beſtehende Gefahr der Ver⸗ 
breitung von Geflügelſeuchen, namentlich der Geflügelcholera 
und der Hühnerpeſt, ordne ich auf Grund der 88 17 bis 29 
des Reichsgeſetzes betreffend die Abwehr und Unterdrückung von 
Viehſeuchen, vom 23. Juni 1880 1. Mat 1894 (R. G. Ll. S. 
153/409) und der 88 1 und 7 des preußiſchen Ausführungs⸗ 
geſetzes zu dieſem Gelege vom 12. März 1881 (G. S. S. 128), 
ſowie des §8 1 der Bundesratsinſtruktion vom 30. Mai/ 27. 
Juni 1895 (R. G. Bl. H. 357) mit Genehmigung des Herrn 
Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten bis anf 
weiteres folgendes an: 

91 Alle Ausſtellungen von Geflügel (Gänſe, Enten Tau⸗ 
ben, Hühner aller Art, einſchließlich Truthühner, Pfauen, Fa⸗ 
ſanen) mit Ausnahme der Brieftaubenausſtellungen und ſolcher 
Ausſtellungen, die ausſchließlich mit Geflügel aus dem Aus⸗ 
ſtellungsorte ſelbſt oder aus einem Umkreiſe von höchſtens 10 
km um dieſen Ort beſchickt werden, find nach Maßgabe der 
nachſtehenden Beſtimmungen amtstierärztlich und veterinärpoli⸗ 
zeilich zu beauffichtigen. 

§ 2. Das für eine Geflügelausſtellung beſtimmte Geflügel 
muß bei feinem Eintreffen am Ausſtellungsorte mit Urſprungs⸗ 
zeugniſſen verſehen ſein, die eine Bezeichnung der einzelnen 
Tiere und die polizeiliche Beſcheinigung enthalten müſſen, daß 
der Herkunftsort der Tiere zur Zeit ſeuchenfrei iſt und daß 
in dem Geſchäft aus dem das Geflügel ſtammt, ſeit s Wochen 
weder die Geflügelcholera noch die Hühnerpeſt geherſcht hat. 

Ausnahmsweiſe darf Geflügel aus ſolchen größeren 
Orten zugelaſſen werden, in denen vereinzelt eine der vor⸗ 
genannten Seuchen herrſcht. 


36 


§ 3 Das für die Ausſtellung eingehende Geflügel iſt 
amts tierärztlich zu unterſuchen. Dieſe Unterſuchung hat tunlichſt 
beim Ausladen, jedenfalls vor dem Verbringen in den Aus⸗ 
ſtellungsroum zu erfolgen. 

§ 4 Die zur Unterbringung des Geflügels auf der Aus⸗ 
ſtellung dienenden Käfige und ſonſtigen Behälter müſſen vor 
dem Gebrauche gehörig gereinigt und desinfiziert werden. Die 
Art der Reinigung und Desinfektion beſtimmt der überwachende 
beamtete Tierarzt. 

Getrennt von dem Ausſtellungsraum iſt ein zur Unterſuchung 
end Abſonderung kranken und verdächtigen Geflügels geeigneter 
Raum bereit zu halten. 


85. Das Geflügel iſt während der Dauer der Ausſtellung 
fortlaufend durch die Ortspolizeibehörde oder deren Beamte 
und durch den beamteten Tierarzt zu beobachten. 


§ 6. Bricht in einer Ausſtellung die Geflügelcholera oder 
die Hühnerpeſt aus oder wird der Verdacht einer dieſer Seuchen 
durch den beamteten Tierarzt feſtgeſtellt, ſo ſind die erkrankten 
und die ſeuchenverdächtigen ſowie die nach Lage der Umſtände 
als anſteckungsverdächtig anzuſehenden Tiere ſofort in dem zu 
dieſem Zwecke vorgeſehenen Beobachtungsraume ($ 4 Abſ. 2) 
abzuſondern und zu bewachen. Das Betreten dieſes Raumes 
iſt außer dem beamteten Tierarzte nur den mit der Pflege der 
Tiere betrauten Perſonen zu geſtatten; der Zutrttt zu den an⸗ 
deren Ausſtellungsräumen iſt den letzteren zu verbieten. 

Diejenigen Plätze, an denen das kranke oder verdächtige 
Geflügel geſtanden hat oder von denen nach den Umſtänden 
anzunehmen iſt, daß ſie durch Kot, Futterreſte u. ſ. w., die von 
ſolchem Geflügel herrühren, verunreinigt wurden, ſind ſofort 
nach Anweiſung des beamteten Tierarztes zu reinigen und zu 
desinſizieren. 

Die auf Grund eines Seuchenverdachtes getroffenen vor⸗ 
läuſigen Maßregeln ſind aufzuheben, ſobald durch die in jedem 
Falle unter Anwendung der üblichen bakteriologiſchen Methoden 
vorzunehmende amts tierärztliche Unterſuchung der Verdacht nicht 
beſtätigt wird. Zur Feſtſtellung der Hühnerpeſt hat ſtets eine 
Impfung von Verſuchstieren ſtattzufinden. Bei der Geflügel⸗ 
cholera empfiehlt ſie ſich in allen nicht zweifelfreien Fällen. 

8 7. Solange der Verdacht einer ſeuchenartigen Er⸗ 
krankung befteht, darf auch geſundes Geflügel, daß ſich auf 
der Ausſtellung befindet, aus dem Ausſtellungsorte nicht ent⸗ 
fernt werden; dasſelbe gilt, wenn der Seuchenausbruch durch 
den beamteten Tierarzt feſtgeſtellt iſt, für die Dauer von 
mindeſtens 5 Tagen nach dem letzten Erkrankungsfalle, der ſich 
außerhalb des Beobachtungsraumes unter dem Ausſtellungsge⸗ 
flügel ereignet hat. Die Unterbringung des Geflügels kann 
auch in anderen Räumen am Ausſtellungsort erfolgen, fofern 
damit die Gefahr einer Seuchenverſchleppung nach dem Gut⸗ 
achten des beamteten Tierarztes nicht verbunden iſt. 

Geſchlachtetes geſundes Geflügel darf unter der gleichen 
Vorauſetzung auch aus dem Ausſtellungsort ausgeführt werden⸗ 

$ 8. Die Seuche gilt auch innerhalb der Ausſtellungs⸗ 
und Beobachtungsräume als Erloſchen und die Sperrmaßregeln 
find aufzuheben, wenn alle kranken oder verdächtigen Tiere ver⸗ 
endet oder getötet find oder wenn die Unverdächtigkeit des über ⸗ 
lebenden Geflügels durch das Gutachten des beamteten Tier⸗ 
arztes feſtgeſtellt und wenn außerdem in allen Fällen eine 
Reinigung und Desinfektion der verſeuchten Käfige, Behälter pp. 
und Räumlichkeiten nach Anweiſung des beamteten Tierarztes 
ausgeführt und dies von ihm beſcheinigt worden iſt. 

8 9. Für die nach $ 1 von den vorſtehenden Vorſchriften 
ausgenommenen Ausſtellungen haben die Ortspolizeibehörden 
je nach Lage des Falles die zur Verhütung des Ausbruches 
und der Berſchleppung ſowie zur Unterdrückung von Geflügel⸗ 
ſeuchen erforderlichen Anordnungen unter Berückſichtigung der 
allgemeinen Beſtimmungen über die Bekämpfung dieſer Seuchen 
zu treffen. Jedoch iſt regelmäßig von den in den 88 2 und 3 
vorgeſehenen Beſchränkungen (Beibringung von Urſprungs⸗ 
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zeugniſſen und amtstierärztliche Unterſuchung vor dem Ver⸗ 
bringen nach dem Ausſtellungsraum) abzusehen. 
$ 10. Meine Verfügungen vom 11. Juli und 3. Auguſt 
1901, betreffend Beaufſichtigung der Geflügelausſtellungen werden 
hiermit aufgehoben. 
$ 11. Zuwiderhandlungen gegen dieſe landespoltzeiliche 
Anordnung unterliegen den Strafvorſchriften in 8 328 des 
Strafgeſetzbuches ſowie in 8 66 Abf. 3 und 4, $ 67 des 
Reichs viehſeuchengeſeßes. 
$ 12. Die Aufhebung oder Abänderung dieſer Anordnung 
wird erfolgen, ſobald die eingangs gedachte Gefahr der Ver⸗ 
breitung von Geflügelſeuchen, ins beſondere der Geflügelcholera 
und der Hühnerpeſt nicht mehr beſteht. 
Danzig, 26. Januar 1904. 
Der Regierungs⸗Präſident. 
gez. von Jarotzky. 
Marienburg, 15. Februar 1904. 
Vorſtehende landespolizeiliche Anordnungen werden hiermit 
zur Kenntnis der Ortspolizet- und Ortsbehörden des Kreiſes, 
fowie des geflügelhaltenden Publikums gebracht. 


Nr. 3. Marienburg, den 1. März 1904. 
Es ſind gewählt und beſtätigt worden: 
a. zum Gemeindevorſteher 
der Hofbeſitzer Wilhelm Oyck in Schoenhorſt, 
P. zum ſtellvertr. Schöffen 
der Hofbeſttzer Bruno Dombrowski in Schoeneberg. 


Nr. 4. Marienburg, den 2. März 1904. 
Vorſchußweiſe Zahlung von Steuern durch die 
Gemeinden. 
Finanz⸗Miniſtertal⸗Erlaß vom 1. Mat 1897 — II. 5366. — 

Es iſt nicht zu billigen, daß die Gemeinden zum Soll 
ſtehende Staatsſteuerbeträge, die von den veranlagten Zenfiten 
nicht gezahlt ſind und mit Rückſicht auf die begründete Er⸗ 
wartung der demnächſtigen⸗Abgangſtellung auch nicht einzufordern 
waren, aus ihren Mitteln vorſchießen und an die Kreiskaſſe 
abführen. Solche Beträge ſind eveatuell auch über den Jahres⸗ 
abſchluß hinaus, bis zur Abgangſtellung als Reſte zu führen. 
Wenn indeß derartige Vorſchußleiſtungen von Gemeinden dennoch 
ausnahmsweiſe vorkommen, ſo erübrigt allerdings nur die 
ſpätere Erſtattung an die Gemeinde. In ſolchen Fällen iſt in 
der Erſtattungsliſte der Sachverhalt völlig klar zu ſtellen und 
in der Quittung über den Rückempfang von der Gemeinde oder 
Gemeindekaſſe ausdrücklich zu erklären, daß ſie den Betrag vor⸗ 
ſchußweiſe aus ihren Mitteln gezahlt und auch ſpäter von den 
veranlagten Zenſiten oder für deſſen Rechnung nicht erſtattet 
erhalten habe. 

Vorſtehender Erlaß wird mit dem Bemerken zur Kenntnis 
gebracht, daß in Zukunft die bisher häufig vorgekommenen 
nachträglichen Zu- und Abgangſtellungen nach Möglichkeit einzu⸗ 
ſchränken ſind. 

Die Magiſträte ſowie die Herren Gemeinde⸗ und Guts⸗ 


vorſteher des Kreiſes werden hierdurch an rechtzeitige Vorlage 
der Kontroll⸗Auszüge nebſt Belägen über ſämtliche im Laufe 
des 2. Halbjahres vorgekommenen Zu⸗ und Abgänge erinnert. 
Wegen der bis zum 18. März j. Is. vorgeſchriebenen An⸗ 
zeige verweiſe ich auf meine Kreisblatt⸗Bekanntmachung vom 


2. März 1903, Kreisblatt Nr. 17. 


Der Vorſitzende 
der Einkommenſteuer⸗Veranlagungs⸗Kommiſſion. 


Nr. 5. Marienburg, den 2. März 1904. 
Es wird hiermit zur öffentlichen Kenntnis gebracht, daß 
der Termin der Perſonenſtandsaufnahme für die Steuer⸗ 
veranlagung Seitens der Königl. Regierung zu Danzig wieder 
auf den 14. November d. Is. zurückverlegt ift. 
Der Vorſitzende 
der Einkommenſteuer⸗Veraulagungskommiſſion. 


Nr. 6. Marienburg, den 2. März 1904. 

Die Magiſträte ſowie die Herren Gemeinde⸗ und Guts⸗ 
vorſteher des Kreiſes erſuche ich mir die Zu⸗ und Abgangs⸗ 
liſten für das II. Halbjahr 1903 beſtimmt bis zum 
20. d. Mts. einzureichen. 

Verzögerungen ſind in Anbetracht des bevorſtenden Final⸗ 
abſchluſſes unter allen Umſtänden zu vermeiden. 

Bei Verſäumung der obigen Friſt tritt Eoftenpflichtige 
Abholung ein. Wegen Aufſtellung der Zu⸗ und Abgangs⸗ 
liſten verweiſe ich auf meine Kreisblattsbekanntmachung vom 
8. Mai 1895 (Beilage zum Kreisblatt Nr. 76) und vom 2. 
Oktober 1903 Kreisblatt Nr. 79. 

Beſonders mache ich darauf aufmerkſam, daß die Be⸗ 
ſcheinigung auf der erſten Seite der Abgangsliſten zwar 
unterſchriftlich zu vollziehen aber weder mit Buchſtaben 
noch mit Ziffern auszufüllen iſt. 

Der Vorſitzende 
der Einkommenſtener⸗Veranlagungs⸗Kommitſion. 


Bekanntmachungen anderer Behörden. 


Nr. 1. Bekanntmachung. 

Diejenigen Unteroffiziere und Mannſchaften der Reſerve 
und Landwehr 1. Aufgebots aller Waffen, die zum Eintritt 
in die oſtaſiatiſche Beſatzungsbrigade bereit find, werden 
hierdurch aufgefordert, ſich alsbald bei dem zuſtändigen Bezirks⸗ 
feldwebel zu melden. 

Sie müſſen ſich für die Zeit bis zum 30. September 
1906 zum Dienſt in Oftafien verpflichten, können jedoch vor 
Ablauf der übernommenen Dienſtzeit entlaſſen werden, ſofern 
ihre Dienſte in Oſtaſien früher entbehrlich werden. 

Bedingungen für Annahme find vorzugsweiſe Tropendienit- 
fähigkeit und durchaus gute Führung. 

Auch Verheiratete können ſich melden. 

Alles Nähere teilen die Bezirkskommandos mit. 

Königl. Bezirkskommando Marienburg. 


Druck von O. Halb - Marienburg. 


